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Deutschland hat 2024 gerade einmal das Bruttoinlands-
produkt (BIP) von 2019 wieder erreicht. Während die EU 
in dieser Zeit um 4 % und die USA um 12 % gewachsen 
sind, dümpelt die deutsche Wirtschaft vor sich hin. Und 
die Aussichten sind düster: Der Renteneintritt der Baby-
boomer reduziert das verfügbare Arbeitsvolumen und da-
mit das Wachstumspotenzial, Investitionen gehen zurück, 
und die Auslastung in der Industrie ist historisch niedrig 
(GCEE, 2024a). Zwar halten Unternehmen aufgrund des 
zunehmenden Fachkräftemangels oft noch ihre Beleg-
schaften, unterstützt durch Kurzarbeitergeld. Dadurch 
sinkt aber die Arbeitsproduktivität – ein weiterer Schlag 
für die Wettbewerbsfähigkeit, die ohnehin unter den ho-
hen Energiekosten leidet (Abbildung 1).

Auch die deutschen Exporte, einst Wachstumstreiber, ha-
ben sich nicht erholt. Während das Wachstum der Welt-
wirtschaft fast wieder auf Vor-Corona-Niveau ist, bleiben 
die deutschen Exportzahlen schwach. Mit Trumps Rück-
kehr sind neue Zölle zu erwarten und China drängt bei 
Fahrzeugen, CleanTech und digitalen Produkten aggres-
siv auf die Weltmärkte – und verdrängt deutsche Anbie-
ter (Grimm et al., 2024a). Von selbst dürfte sich die Lage 
kaum verbessern.

Deutschland war nie ein Niedrigenergieland, aber eine 
günstige und verlässliche Energieversorgung ist dennoch 
ein wichtiger Grundpfeiler der Wettbewerbsfähigkeit. Die 
zu erwartenden Energiekosten in Deutschland sind auf-
grund der Umsetzung der Energiewende in Kombination 
mit den unerwarteten Krisen der letzten Jahre zu hoch. 
Insbesondere ist Gas als Brückentechnologie auf lange 
Zeit teurer geworden, außerdem sind die Materialkosten 
und die Zinsen gestiegen, was die Transformationskosten 
erhöht. Während die Erneuerbaren Energien weiter aus-
gebaut wurden, ist es nicht gelungen, die komplementär 
notwendigen Kapazitäten an einlastbaren Kraftwerken, 
Netzen und Flexibilitäten ausreichend auszubauen. Vor 
diesem Hintergrund steht nicht zuletzt der Kohleausstieg 
2030 in Frage (EEM, 2024).

Wer jetzt ein größeres staatliches Engagement fordert, 
sollte genau hinschauen: Spielräume für deutlich mehr 

Schulden gibt es aktuell nicht. Deutschland unterliegt 
aufgrund des Schuldenstands von über 60 % des BIP 
dem präventiven Arm des europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspakts – der auch Extrahaushalte wie das Son-
dervermögen Bundeswehr sowie möglicherweise das 
staatliche Engagement bei der Deutschen Bahn berück-
sichtigt – und muss seinen Schuldenstand weiter zurück-
fahren. Gleichzeitig stehen viele große EU-Staaten mit 
Schuldenständen von über 100 % des BIP unter immen-
sem Druck, ihre Haushalte zu konsolidieren, um hand-
lungsfähig zu bleiben (Büttner & Grimm, 2024).

Will man also nicht die gerade neu verhandelten EU-Fis-
kalregeln sofort wieder missachten und dadurch auch die 
Verhandlungsposition der EU gegenüber hoch verschul-
deten Mitgliedstaaten schwächen, so müssen in den öf-
fentlichen Haushalten von Bund, Ländern und Kommunen 
Spielräume geschaffen werden. Die aktuell hohe Staats-
quote legt nahe, dass dies möglich und auch angezeigt 
ist. Bei der von der gescheiterten Ampelkoalition geplan-
ten Finanzpolitik wäre der Anteil der Staatsausgaben am 
BIP bis zum Jahr 2025 auf geschätzt 49,2 % gestiegen. Im 
Jahr 2019 belief er sich noch auf 44,2 % (Grimm, 2024a).

Auch unabhängig von den geltenden Fiskalregeln ist das 
Verschuldungspotenzial aufgrund der schwachen Wachs-
tumsperspektiven begrenzt, wenn der Schuldenstand 
nicht weiter ansteigen soll (GCEE, 2024c). Gleichzeitig 
steigen die Sozialausgaben in einer alternden Gesell-
schaft, Verteidigungsausgaben müssen erhöht werden, 
und Investitionen in Bildung sowie Infrastruktur sind un-
verzichtbar, um die Grundlagen für künftigen Wohlstand 
zu sichern.

Mit ein paar kleinen Reformen oder zusätzlichen Spiel-
räumen werden sich die Herausforderungen nicht ad-
ressieren lassen. Deutschland braucht eine konsequente 
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Abbildung 1
Wachstum des Produktionspotenzials in Deutschland

Werte für die Jahre 2024 und 2025 basieren auf der Kurzfristprognose 
des Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung (SVR). Ab dem Jahr 2026 Projektion. Die totale Faktorpro-
duktivität (TFP) gibt an, welcher Teil des Produktionswachstums nicht 
durch die Zunahme der eingesetzten Arbeitskräfte oder des Kapitals 
erklärt werden kann, sondern auf Verbesserungen wie technologischen 
Fortschritt, Innovationen oder effizientere Produktionsprozesse zurück-
zuführen ist.

Quelle: eigene Darstellung basierend auf GCEE (2024b).

Reformagenda. Die Attraktivität und die Innovationskraft 
des Standorts müssen gestärkt und Infrastrukturen aus-
gebaut werden, um private Investitionen zu attrahieren. 
Außerdem müssen Spielräume für zukunftsorientierte öf-
fentliche Ausgaben geschaffen werden, ohne die gelten-
den Fiskalregeln zu verletzen. Einige Maßnahmen werden 
im Folgenden detaillierter beschrieben.

Günstige Energieversorgung sicherstellen

Unterschiedliche Transformationspfade in der EU akzep-
tieren. In der Energiepolitik sollten Maßnahmen ergriffen 
werden, die ein Erreichen der Emissionsreduktionsziele 
sicherstellen, aber die Energiekosten niedrig halten. Die 
Mitgliedstaaten der EU haben aufgrund unterschied-
licher geografischer Voraussetzungen, aber auch auf-
grund unterschiedlicher Präferenzen ihrer Bevölkerun-
gen verschiedene Transformationspfade. Einige setzen 
weiter auf die Atomkraft, andere lehnen diese ab und 
sind damit in großem Umfang auf (wasserstofffähige) 
Gaskraftwerke und Batteriespeicher angewiesen, wenn 
Wasserkraft nicht in ausreichendem Umfang verfüg-
bar ist. Die gegenseitige Akzeptanz der verschiedenen 
Transformationspfade in der EU ist eine zentrale Voraus-
setzung, um die Klimaziele in den einzelnen Staaten und 
in der EU insgesamt schnell und möglichst kostengüns-
tig zu erreichen.

Keine technologiespezifische Regulierung. Da verschie-
dene Transformationspfade mit (unterschiedlichen) Risi-
ken einhergehen, können die Länder sich dadurch auch 
gegenseitig absichern. Dies funktioniert umso besser, 
je weniger eine technologiespezifische europäische Re-
gulierung die in einzelnen Mitgliedstaaten notwendigen 
Technologien blockiert, und desto stärker der europäi-
sche Energiemarkt integriert ist.

Strombinnenmarkt stärken. Insbesondere eine stärkere 
Integration des europäischen Strommarktes ist entschei-
dend, um die Energieversorgung in der EU effizienter, 
kostengünstiger und umweltfreundlicher zu gestalten 
(Zachmann et al., 2024). Durch einen besser integrier-
ten Markt können Stromüberschüsse aus erneuerbaren 
Energien leichter zwischen den Mitgliedstaaten verteilt 
werden. Dies erhöht die Versorgungssicherheit, senkt die 
Stromkosten und ermöglicht eine flexiblere Anpassung an 
die zunehmend schwankende Stromerzeugung.

Preiszonen in Deutschland. Die effiziente Koordination von 
Anbietern und Nachfragern gelingt im aktuellen Strom-
marktdesign jedoch schlecht. Fehlanreize der einheitli-
chen deutschen Preiszone (also die Tatsache, dass der 
Preis an der Strombörse für ganz Deutschland immer 
gleich ist, unabhängig davon, wie hoch die regionalen 
Markträumungspreise tatsächlich sind) führen zu ineffizi-
enten Standortentscheidungen und zu einem ineffizienten 
Betrieb von Erzeugungsanlagen. Oft bleiben wichtige In-
vestitionen ganz aus oder können nur mit umfangreicher 
Förderung realisiert werden. Zudem gehen von einem 
einheitlichen deutschen Strompreis falsche Signale im 
Rahmen des grenzüberschreitenden Stromhandels aus, 
was die Anreize der Nachbarstaaten für eine stärkere In-
tegration des europäischen Strommarktes reduziert (Hirth 
et al., 2024). Regional differenzierte Preise reduzieren den 
ineffizienten Betrieb erheblich und verringern die notwen-
dige Förderung für den Zubau von Kapazitäten durch 
eine Erhöhung der erwarteten Erlöse an den richtigen 
Standorten. Aufgrund der Effizienzgewinne eines regio-
nal differenzierten Preissystems dürften die Strompreise 
auch in Hochpreisregionen innerhalb Deutschlands rela-
tiv zu einem Szenario, in dem die Einheitspreiszone bei-
behalten wird, nicht signifikant steigen (Hirth et al., 2024; 
Grimm & Ockenfels, 2024; Grimm et al., 2021; Ambrosius 
et al., 2020). Weil für Standorte innerhalb Deutschlands 
nicht der innerdeutsche Vergleich, sondern die Wettbe-
werbsfähigkeit mit dem Ausland entscheidend ist, wäre 
somit allen Bundesländern gedient. Schon heute gibt es 
zahlreiche Strommärkte mit Nodalpreissystemen1 oder 

1 Bei Nodalpreissystemen, auch Knotenpreissysteme genannt, kann 
sich an jedem Netzknoten ein individueller Preis für Strom bilden, der 
die aktuellen Netzengpässe mit abbildet.
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Preiszonen, von deren Erfahrungen Deutschland bei der 
Umsetzung profitieren könnte.

Zubau von Kraftwerkskapazitäten. Der Zubau von Gas-
kraftwerken, die beim Ausstieg aus Kohle und Kernkraft 
dringend notwendig sind, wurde durch das Marktdesign 
(etwa aufgrund fehlender regional differenzierter Preise) 
nicht ausgelöst und bisher immer wieder zeitlich aufge-
schoben. Da Gaskraftwerke, die langfristig mit Wasser-
stoff betrieben werden sollen, ein integraler Bestandteil 
des angestrebten klimaneutralen Erzeugungsmix sind, 
gilt es, den Zubau von ausreichend Kapazitäten schnell 
auszulösen. Die systemdienliche Standortwahl könnte, 
falls regional differenzierte Preise im Strom-Großhandel 
etabliert werden, durch die frühzeitige Ankündigung ei-
nes Kapazitätsmechanismus erreicht werden, der die 
Erzeuger zur Abdeckung eines signifikanten Anteils der 
Nachfrage an den Terminmärkten verpflichtet (Grimm & 
Ockenfels, 2024). Übergangsweise kann es nötig sein, in 
der kurzen Frist über Kapazitätszahlungen oder eine stra-
tegische Reserve ausreichend Kapazitäten verfügbar zu 
machen. Alternativ könnte auch evaluiert werden, ob eine 
Nutzung noch verfügbarer Kernkraftwerke möglich ist.

Technologieoffenheit beim Wasserstoff. Bei ausschließ-
lichem Fokus auf grünen Wasserstoff dürften die not-
wendigen Mengen an Wasserstoff und Derivaten weder 
rechtzeitig noch kostengünstig zur Verfügung stehen. Da-
her wird neben grünem Wasserstoff auch vergleichsweise 
emissionsarmer Wasserstoff aus anderen Herstellungs-
routen notwendig sein (EEM, 2024). Insbesondere blauer 
Wasserstoff kann einen wichtigen Baustein für die Ska-
lierung der verfügbaren Wasserstoffmenge darstellen. Die 
Technologie ist bereits weit entwickelt. Die Treibhausgas 
(THG)-Emissionen von blauem Wasserstoff können sich 
je nach Produktionstechnologie, den Systemgrenzen der 
Betrachtung sowie den Emissionen bei Erdgasförderung 
und -transport jedoch erheblich unterscheiden (Schippert 
et al., 2022). Die Erfassung als auch die Bepreisung von 
THG-Emissionen entlang der gesamten Wertschöpfungs-
kette sind daher eine wichtige Voraussetzung für den Ein-
satz von blauem Wasserstoff. Aufgrund der THG-Emis-
sionen, die beim Transport von Erdgas anfallen, kann 
die Produktion von blauem Wasserstoff nahe der Erd-
gasvorkommen zu einer größeren Reduktion der THG-
Emissionen führen (Schippert et al., 2022; Shirizadeh et 
al., 2023). Mögliche Lieferanten von blauem Wasserstoff 
sind die USA, Kanada, Norwegen, Saudi-Arabien, Ka-
tar oder Australien (IEA, 2024). Bei einer Abwägung, ob 
Lieferketten auf der Basis von klimafreundlichem blauem 
Wasserstoff schneller skaliert werden sollen, muss auch 
berücksichtigt werden, ob das Gas andernfalls in ande-
rer Verwendung ganz ohne die Reduktion der anfallenden 
CO2-Emissionen verwendet wird.

Carbon Capture and Storage (CCS) / Carbon Capture 
and Utilization (CCU). Sollte blauer Wasserstoff auch in 
Deutschland produziert werden, wäre dafür die Schaffung 
einer CO2-Infrastruktur zur Sequestrierung (Abscheidung 
und Speicherung) und je nach Standort der Anlagen auch 
zum Transport des CO2 notwendig. Der Bau einer CO2-
Infrastruktur stellt jedoch ohnehin in einigen Bereichen ei-
ne No-Regret Maßnahme dar, da eine solche Infrastruktur 
auch zukünftig für nicht zu dekarbonisierende Industrien 
wie die Produktion von Zement und Kalk oder die Müll-
verbrennung geplant und entwickelt werden muss (EEM, 
2024; Leopoldina, 2024; Pfeiffer et al., 2024). Die Carbon-
Management-Strategie der Bundesregierung (Die Bun-
desregierung, 2024) sowie verschiedene Stellungnahmen 
haben sich in der jüngeren Vergangenheit dem Thema 
gewidmet.

Gebündelte Beschaffung von Wasserstoff und Derivaten. 
Um regional diversifizierte Importe klimafreundlicher 
Energieträger (Wasserstoff und Wasserstoffderivate) zu 
erreichen, sollte angestrebt werden, eine gemeinsame 
Beschaffung auf EU-Ebene (oder im Rahmen einer „Ko-
alition der Willigen“ unter den Mitgliedstaaten) zu etab-
lieren, um über die Beschaffung großer Mengen die Be-
zugsquellen diversifizieren zu können. Ausschreibungen 
sind in diesem Zusammenhang geeignet, die Markups 
der Exporteure möglichst gering zu halten (Bauer et al., 
2023). Außerdem dürfte der Wettbewerb unter den po-
tenziellen Anbietern in den Ausschreibungen dazu füh-
ren, dass Europa die gewünschten Energieträger einkau-
fen kann und nicht einzelne Verhandlungspartner einen 
größeren Teil der Wertschöpfungskette zu sich ziehen 
(Grimm et al., 2024a). Technologietransfer an attrakti-
ve Partner, die bisher nicht zu den globalen Energieex-
porteuren gehörten, könnten zusätzliche Wettbewer-
ber schaffen und so den globalen Wettbewerb auf dem 
Energiemarkt für klimafreundliche Moleküle entfachen 
(Grimm et al., 2024a).

Gasnetz als Backup-Option. In den Ausschreibungen 
beschaffte Mengen an Wasserstoff sollten an poten-
zielle Abnehmer versteigert werden. Mengen, die in 
der Industrie oder für die Mobilität zunächst keinen Ab-
nehmer finden, könnten dem Gas beigemischt werden. 
Da die Umstellung der Gaskraftwerke auf Wasserstoff 
ohnehin geplant ist, kann die Beimischung ein erster 
Schritt auf diesem Weg sein. Die zusätzlichen Kosten 
der Wasserstoffbeimischung könnten auf die Gaskun-
den umgelegt werden, was angesichts der zunächst 
relativ geringen Mengen keine große Kostenbelastung 
darstellen würde. Alternativ zur Umlage könnten Zerti-
fikate verkauft werden, wodurch sich deren Käufer die 
CO2-Reduktion durch die Wasserstoffmengen anrech-
nen lassen könnten.
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Sektorenübergreifende Netzausbauplanung. Die Transfor-
mation zur Klimaneutralität erfordert in großem Umfang 
den Ausbau von Infrastrukturen, für Energie (Strom und 
Wasserstoff), Mobilität (Ladestationen und Wasserstoff-
tankstellen), CO2-Transport (für CCS-Optionen) sowie Di-
gitales. Der Ausbau der verschiedenen Energie- und Mo-
bilitätsinfrastrukturen sollte in einer gemeinsamen Netz-
ausbauplanung vorbereitet werden, um den Interdepen-
denzen zwischen den Infrastrukturen gerecht zu werden. 
Die Regulierung der Netze muss den Herausforderungen 
gerecht werden, die mit dem notwendigen Anstieg der In-
vestitionen einhergehen. Insbesondere sollten die zuge-
standenen Renditen nicht zu gering bemessen werden, 
damit Eigenkapital als Basis für die Finanzierung anstei-
gender Investitionen aufgebaut werden kann. Gleichzeitig 
sollte die Regulierung darauf ausgerichtet werden, den 
Ersatz von Leitungsausbau durch Digitalisierung oder 
Flexibilisierung in den Übertragungs- und Verteilnetzen 
nicht zu behindern (Grimm, Rückel, Sölch & Zöttl, 2021; 
Bundesnetzagentur, 2024). Für den Ausbau gänzlich neu-
er Infrastrukturen (etwa für den Wasserstofftransport 
oder die Mobilität) kann eine staatliche Unterstützung 
im Übergang notwendig sein, solange realistischerweise 
Nutzergebühren die Refinanzierung der Infrastrukturen 
noch nicht ermöglichen. Hier ist das Konzept eines Amor-
tisationskontos eine Option, das aktuell im Zusammen-
hang mit dem Aufbau des Wasserstoff-Kernnetzes ange-
dacht ist. Eine europäische Koordination der Infrastruk-
turen kann den notwendigen Ausbau reduzieren, ebenso 
wie eine Erzeugungsstruktur, bei der dezentrale Konzepte 
auch hinsichtlich des notwendigen Infrastrukturausbaus 
evaluiert werden.

Standortattraktivität stärken, Strukturwandel begleiten

Um das Wachstumspotential zu stärken sind Maßnahmen 
notwendig, die (insbesondere die privaten) Investitionen 
stärken, den technologischen Fortschritt ankurbeln und 
das Arbeitsvolumen erhöhen, das durch die Demografie 
gedämpft wird. Im Folgenden werden einige Maßnahmen 
skizziert, die Teil einer solchen Wachstumsagenda sein 
könnten.

Steuerreform. Im Rahmen einer Steuerreform kann das 
Wachstumspotenzial gestärkt werden, indem Unterneh-
menssteuern und Einkommenssteuern gesenkt werden 
und im Gegenzug die Grundsteuer und die Konsumsteu-
ern erhöht werden. In diesem Kontext könnte auch eine 
Vereinfachung des Steuersystems angestrebt werden. 
Zum Beispiel sollten vergünstigte Tarife bei der Umsatz-
steuer systematisch hinterfragt werden. Im Rahmen der 
Unternehmenssteuerreform könnten auch die Kommunal-
finanzen stabilisiert werden, die durch die Abhängigkeit 
von der Gewerbesteuer in hohem Maße konjunkturellen 

Schwankungen ausgesetzt sind. Die aus diesem Grund 
stark im Zeitverlauf schwankenden öffentlichen Investiti-
onen der Kommunen sind der Grund für zu geringen Ka-
pazitäten im Baugewerbe (Grimm, 2024a; Grimm, 2024b).

Bürokratieabbau. Dieser gelingt nicht nur durch konse-
quente Digitalisierung und Reduktion der Erfüllungskos-
ten, sondern muss eine konsequente Hinterfragung von 
Regulierung sowie von Behördenstrukturen beinhalten. 
An verschiedenen Stellen erfüllen bestehende Strukturen 
aufgrund von neueren Entwicklungen ihren Zweck nicht 
mehr oder haben sich gesetzliche Vorgaben als nicht ziel-
führend herausgestellt. Beispiele sind die Ausländerbe-
hörden, die in den Kommunen angesiedelt sind und dort 
den Anforderungen einer zukunftsgerichteten Erwerbs-
migration nicht standhalten können (GCEE, 2022a). Auch 
verschiedene Regulierungen, wie etwa die EU-Taxonomie 
oder die Lieferkettengesetze haben sich als wenig pra-
xistauglich herausgestellt. Sie schaffen Doppelstrukturen 
und verzerren den Wettbewerb zugunsten großer Unter-
nehmen, die weniger Schwierigkeiten haben, die immen-
sen bürokratischen Anforderungen zu erfüllen. Um diese 
Hemmnisse abzubauen sollte die neue Bundesregierung 
eine oder mehrere Deregulierungskommissionen einset-
zen, die Vorschläge erarbeiten, wie eine Anpassung der 
Strukturen und ein Abbau von entschleunigender Regu-
lierung vorgenommen werden könnten. Da verschiedene 
Themen nicht unabhängig von der EU angegangen wer-
den können, sollte eine Strategie erarbeitet werden, wie 
bürokratische Hemmnisse auf der EU-Ebene adressiert 
werden können. Die Herausforderung dürfte sein, dass 
Regulierungen, die bei uns Hemmnisse verursachen, von 
anderen Mitgliedstaaten als nützlich eingeordnet werden.

Rückzug des Staates aus Wirtschaftsbereichen. Das Enga-
gement des Staates verdrängt in zahlreichen Wirtschafts-
bereichen private Investitionen, entschleunigt Prozesse 
und bindet staatliche Ressourcen, die ihm zur Erfüllung 
seiner Kernaufgaben nicht zur Verfügung stehen. Ein 
Rückzug des Staates aus Wirtschaftsbereichen im Zu-
sammenspiel mit einer Stärkung von Marktmechanismen 
ermöglicht in diesem Kontext, Subventionen abzubauen 
und dennoch die politisch gesteckten Ziele zu erreichen. 
An dieser Stelle seien nur einige Beispiele genannt. In der 
Energie- und Klimapolitik können die Einführung regional 
differenzierter Strompreise im Strom-Großhandel und die 
Stärkung des Emissionshandels Investitionsanreize an 
den richtigen Stellen stärken. Zugleich würden durch die 
CO2-Bepreisung übergangsweise Einnahmen generiert, 
die etwa für den Ausgleich sozialer Härten genutzt wer-
den könnten (Grimm, 2024b). Subventionen könnten dann 
entfallen. Im Wohnungsmarkt dämpft die Regulierung der 
Mieten (durch die Kappungsgrenzen für die Erhöhung von 
Bestandsmieten sowie die Mietpreisbremse) die Investiti-
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onsanreize. Dies gilt für die Sanierung bestehender Woh-
nungen, aber auch für den Neubau, wenn die Investoren 
erwarten, dass auch neu geschaffener Wohnraum nach 
einigen Jahren der Regulierung unterliegt. Durch voraus-
schauende Anpassungen der Mietenregulierung könnte 
eine Stärkung privatwirtschaftlicher Investitionsanreize 
erreicht werden, sodass das notwendige staatliche Enga-
gement auf einen Umfang reduziert wird, der die Möglich-
keiten des Staates nicht übersteigt. Insbesondere sollte 
die Gestaltung der Mietenregulierung bessere Anreize zu 
einer effizienten Nutzung des Wohnraums einerseits und 
für private Investitionen in den Wohnungsbau anderer-
seits setzen (Grimm, 2024c).

Strukturwandel zulassen, aber begleiten. Viele traditio-
nell starke Wirtschaftsbereiche in Deutschland geraten 
aktuell unter Druck, auch weil eine zu enge Kooperation 
zwischen Wirtschaft und Politik die Beharrungskräfte 
gestärkt hat und somit wichtige Transformationen nicht 
stattgefunden haben (etwa bei Batteriefahrzeugen oder 
Chips). Deutschland wird den Strukturwandel in der In-
dustrie nicht abwenden können, da die Nachfrage nach 
deutschen Produkten in vielen Branchen nicht zurück-
kommen wird, etwa aufgrund der zunehmenden Konkur-
renz aus Asien (Grimm et al., 2024a). Während sich für 
einige traditionell starke Branchen die Rahmenbedingun-
gen verschlechtert haben, gibt es aber zahlreiche Wachs-
tumsmärkte, auf denen auch Unternehmen mit Sitz oder 
Standorten in Deutschland aktiv sind. Durch eine allge-
meine Verbesserung der Rahmenbedingungen wird der 
Standort für diese erfolgreichen Unternehmen attraktiver.

Weiterbildung statt (oder während der) Kurzarbeit. Den 
Strukturwandel sollte die Bundesregierung nicht etwa 
durch die Verlängerung des Kurzarbeitergeldes aufhalten. 
Sie sollte vielmehr die Initiativen stärken, die ihn aktiv be-
gleiten. Dazu gehört etwa die Koordination und Stärkung 
von Weiterbildungsaktivitäten oder die Unterstützung 
bei der Ansiedlung von neuen Unternehmensstandorten 
dort, wo aufgrund von Betriebsschließungen oder Perso-
nalabbau Arbeitskräfte freigesetzt werden.

Europäische Integration und Freihandel. Die europäische 
Integration sollte auf verschiedenen Ebenen vorangetrie-
ben werden, etwa durch eine echte Kapitalmarkt- und 
Bankenunion, eine Stärkung des Energie-Binnenmarktes 
oder eine umfangreiche Kooperation bei der Stärkung 
der Verteidigungsfähigkeit. Europa muss außerdem die 
Kraft aufbringen, ausgehandelte Handelsabkommen zu 
ratifizieren und neue zu verhandeln, idealerweise auch 
mit den USA. Handelsabkommen sind nicht zuletzt von 
Bedeutung, um Zugriff auf wichtige Rohstoffvorkommen 
zu erhalten. Die Aktivitäten sollten gezielt dort intensiviert 
werden, wo neue Kooperationen zu einer Diversifizierung 

von Handelsbeziehungen beitragen können oder Härten 
der Transformation für andere Länder abgefedert werden 
sollen. Es ist vorzuziehen, Abhängigkeiten durch die In-
tensivierung neuer Kooperationen im Zuge der Transfor-
mation abzubauen als durch das Zurückfahren bestehen-
der Beziehungen (GCEE, 2022b).

Arbeitsvolumen stärken und Lohnnebenkosten senken

Arbeitskräfte mobilisieren. Das sinkende Arbeitsvolumen 
stellt die Wirtschaftsbereiche in unterschiedlichem Aus-
maß vor Herausforderungen (Grimm et al., 2024b). Unter-
nehmen werden versuchen, die zukünftig fehlenden Ar-
beitskräfte durch verstärkten Einsatz von Kapital zu sub-
stituieren. Dennoch sollte eine verstärkte Mobilisierung 
von Arbeitskräften (etwa aktuell in Teilzeit beschäftigte 
Frauen, Zuwanderer, ältere Arbeitnehmer oder Bürger-
geldempfänger) dazu beitragen, das Arbeitsvolumen zu 
erhöhen (GCEE, 2023a).

Lohnnebenkosten senken, Arbeitsanreize stärken. Eine 
Stärkung der Arbeitsanreize entschärft den Arbeitskräfte-
mangel und kann zugleich die Transfersysteme entlasten 
(GCEE, 2023b). Neben einer Reform des Ehegattensplit-
tings kann eine verbesserte Betreuungsinfrastruktur von 
der Krippe über den Kindergarten bis zur Grundschu-
le dazu beitragen, für beide Elternteile eine umfangrei-
che Berufstätigkeit attraktiv und möglich zu machen. Im 
Transfersystem sollten die Sanktionen verschärft werden 
für den Fall, dass zumutbare Arbeit nicht angenommen 
wird. In Zeiten des Fachkräftemangels ist es auch denk-
bar, die Bezugsdauer von Arbeitslosengeld zu reduzieren 
oder den Betrag stufenweise abzusenken, um die unmit-
telbare Suche nach einer neuen Beschäftigung attraktiver 
zu machen.

Mobilisierung von Arbeitskräften durch Zuwanderung. Ei-
ne verstärkte Zuwanderung von hochqualifizierten und 
gut integrierbaren Arbeitskräften ist ebenfalls entschei-
dend für die Bewältigung der Herausforderungen (GCEE, 
2022a). Diese Maßnahmen müssen aber in ein breiteres 
strategisches Konzept eingebettet sein, das auch sozia-
le, bildungspolitische und infrastrukturelle Aspekte be-
rücksichtigt (GCEE, 2022a), denn Zuwanderung erhöht 
das Produktionspotenzial nur bei wirksamer Integration 
in den Arbeitsmarkt. Die Zuwanderung in den Arbeits-
markt sollte erleichtert und möglichst zentral organisiert 
werden, weshalb eine zentrale Ausländerbehörde für die 
Zuwanderung in den Arbeitsmarkt etabliert werden sollte. 
Darüber hinaus ist eine Willkommenskultur von zentraler 
Bedeutung (GCEE, 2022a).

Stärkung und Koordination von Weiterbildung. Angesichts 
des sich verschärfenden Fachkräftemangels dürfte we-
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niger ein Überangebot an Arbeitskräften, als vielmehr 
die Veränderung der notwendigen Qualifikationsprofi-
le eine Herausforderung für die Wirtschaftspolitik dar-
stellen. Hochqualifizierte Fachkräfte sind traditionell ein 
wichtiger Standortfaktor in Deutschland, ebenso wie die 
Forschungs-Ökosysteme, in die Unternehmen oft eng 
eingebunden sind. Im Zuge der Transformation werden 
sich die notwendigen Qualifikationsprofile ändern. Für 
Arbeitnehmer:innen kann die Weiterbildung, Umschulung 
oder auch ein Wechsel des Arbeitgebers notwendig wer-
den. Um diese Herausforderungen der Transformation zu 
meistern, dürfte es zielführend sein, den Strukturwandel 
systematisch mit Weiterbildungs- und Umschulungsan-
geboten zu flankieren. Es gilt zu identifizieren, wo die be-
triebliche Weiterbildung nicht ausreicht, um die Anforde-
rungen des Strukturwandels zu meistern, und frühzeitig 
koordinierend tätig zu werden.

Gesetzliche Rentenversicherung. Wichtige Reformen be-
treffen die Gesetzliche Rentenversicherung, bei der ins-
besondere das Renteneinstiegsalter an die Entwicklung 
der ferneren Lebenserwartung gekoppelt werden sollte 
und der Anstieg der Bestandsrenten gedämpft werden 
könnte. Außerdem sollte die „Rente ab 63“ sowie die Müt-
ter- und Witwenrente kritisch hinterfragt werden. Entspre-
chende Maßnahmen könnten, wo angezeigt, auch auf das 
System der Beamtenversorgung übertragen werden. Eine 
Stärkung der privaten Altersvorsorge würde zudem mit-
tel- bis langfristig die Abhängigkeit von der gesetzlichen 
Rente reduzieren. Durch all diese Maßnahmen könnten 
der Anstieg der Beiträge zur Rentenversicherung sowie 
die Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt gedämpft wer-
den (GCEE, 2023c).

Zielgenaue Umverteilung. Im sozialen Sicherungssystem 
und darüber hinaus gibt es oft wenig zielgenaue Umvertei-
lung, die zudem besser im Steuer-Transfersystem adres-
siert werden sollte. Die Beiträge zur Finanzierung würden 
sich dann stärker am Leistungsfähigkeitsprinzip orientieren, 
während die Bedarfsprüfung nach dem Haushaltsprinzip 
erfolgen könnte. So ließen sich in vielen Fällen eine geziel-
tere und bedarfsgerechtere Förderung erreichen und die 
Lohnnebenkosten weiter senken (Grimm, 2024b, 2024c).

Zukunftsorientierte Ausgaben stärken

Bildung. Investitionen in das Bildungssystem, von der 
frühkindlichen Bildung bis zur Universität, bilden eine 
wichtige Grundlage des langfristigen Wirtschaftswachs-
tums. Die öffentlichen Ausgaben für Bildung sollten deut-
lich ansteigen (GCEE, 2024a), und ein größerer Fokus 
sollte auf die ersten Bildungsjahre gelegt werden, von der 
frühkindlichen Bildung bis zur Grundschule (Wößmann, 
2008; Schlotter & Wößmann, 2010; Spieß, 2023). Eine Ge-

sellschaft, die durch Zuwanderung vielfältiger wird, muss 
frühzeitig Strategien entwickeln, um Zugewanderten und 
ihren Kindern gleiche Chancen zu bieten. Nur so wird 
Deutschland zu einem attraktiven Zuwanderungsland, 
dem es gelingt, die Potenziale der Bevölkerung zu heben 
(GCEE, 2022a). Zugleich kann durch qualitativ hochwerti-
ge Betreuungs- und Bildungsangebote das Erwerbsstun-
denpotenzial bei den Eltern erhöht werden.

Verteidigung. Die Verteidigungsausgaben werden auf 
deutlich über 2 % des BIP ansteigen müssen. Eine Erhö-
hung des Verteidigungsbudgets und seine feste Veran-
kerung in der Haushaltsplanung sollten einhergehen mit 
Strategien zur effektiven Verwendung der Gelder. Die Ver-
teidigungsfähigkeit wird nicht nur durch eine Erhöhung 
des Budgets gestärkt, sondern insbesondere durch eine 
effektive Verwendung der Gelder. Im Rahmen einer euro-
päischen Kooperation sollte die Zahl der Waffensysteme 
reduziert und die europäische Rüstungsindustrie gestärkt 
werden. Zugleich können Wachstumsimpulse von einer 
Innovationsagenda ausgehen, die auf Investitionen im 
Bereich von Rüstungsgütern aufsetzt (Wolff et al., 2024).

Infrastrukturausbau. Die Bereitstellung von Straßen-Inf-
rastruktur könnte zum Teil in Absprache mit der Europä-
ischen Kommission in einnahmenfinanzierte, selbständig 
verschuldungsfähige Infrastrukturgesellschaften nach 
dem Vorbild der österreichischen ASFINAG ausgelagert 
werden. Durch eine Einnahmefinanzierung, z. B. aus der 
Lkw- und einer – neu einzuführenden – Pkw-Maut, wären 
Infrastrukturgesellschaften in der Lage, die notwendigen 
Investitionen eigenständig zu tragen, ohne den regulären 
Staatshaushalt zu belasten oder die Verschuldungskapa-
zitäten des öffentlichen Sektors zu tangieren. Diese Ge-
sellschaften könnten operativ und finanziell eigenständig 
agieren und wären damit nicht unmittelbar an die Schul-
denbremse gebunden. Außerdem würde eine Beitrags- 
und Gebührenfinanzierung im Zusammenspiel mit einer 
angemessenen Beteiligung privater Kapitalgeber am Ri-
siko dazu beitragen, den Infrastrukturausbau maßgeb-
lich an den Präferenzen der Nutzer:innen zu orientieren. 
Infrastrukturen, die regionalpolitischen Zielen dienen, 
könnte der Staat durch den Einkauf von entsprechenden 
Verkehrswegen bei den Investitionsgesellschaften  –  al-
so über explizite Subventionen  –  weiterhin beauftragen 
(Grimm, 2024a; Grimm, 2024b). Kommunale Infrastruk-
turinvestitionen könnten gestärkt werden, wenn man die 
Abhängigkeit der Kommunen von den stark schwan-
kenden Gewerbesteuereinnahmen reduziert. Wären die 
Kommunen weniger stark von wirtschaftlichen Auf- und 
Abschwüngen betroffen, so würde dies ihre finanzielle 
Planungsfähigkeit verbessern. Die dadurch geringeren 
Schwankungen der kommunalen Investitionstätigkeit 
dürften dafür sorgen, dass die Kapazitäten der Bauwirt-
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schaft besser auf die Investitionsbedarfe abgestimmt 
sind. Zudem könnten die Spielräume für kommunale In-
vestitionen erweitert werden, wenn Bund und Länder bei 
der Übertragung von Aufgaben auf die kommunale Ebe-
ne, insbesondere im Sozialbereich, zugleich die Finanz-
ausstattung der Kommunen entsprechend verbessern 
(Konnexitätsprinzip) (Grimm, 2024a; Grimm, 2024b).

Fazit

Viele der skizzierten Reformen erfordern es, ein dickes Brett 
zu bohren. Die Maßnahmen bieten aber im Gegensatz zu 
immer wiederkehrenden Staatseingriffen eine nachhaltige 
Antwort auf die Herausforderungen. Die Verringerung des 
staatlichen Engagements in verschiedenen Wirtschaftsbe-
reichen eröffnet für den Staat zusätzliche personelle und 
finanzielle Spielräume zur Erfüllung der Staatsaufgaben, 
was zu einer Beschleunigung staatlichen Handelns führen 
dürfte. Außerdem könnte in den nicht mehr staatlich verant-
worteten Handlungsfeldern die Transformation zügig Fahrt 
aufnehmen, da Investitionen schon in Erwartung der ver-
besserten Rahmenbedingungen ansteigen dürften.
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